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Ueber die Entfernung der Abfallſtaffe in den Land- 
gemeinden. 


Von Th. von Langsdorff, großherzogl. Bezirksarzt in Emmendingen. 
(Schluß.) 


Das Wichtigſte iſt die gute Beſchaffenheit der Dungſtätten, Pfuhl⸗ 
gruben und Abtritte. 

In dieſe Stätten müſſen alle Abfällſtoffe reinlich zuſammengebracht 
und zuſammengehalten werden, jedes Zerſtreuen dieſer Stoffe an anderen 
Plätzen iſt ſtrengſtens zu beſtrafen. 

Bei ihrer Anlage iſt vor Allem im Auge zu behalten, daß das 
Durchſickern von Flüſſigkeiteu aus demſelben in den Boden, ſowie das 
Auslaufen derſelben auf Höfe oder Straßen und Winkel auf jede mog⸗ 
liche Weiſe unmöglich gemacht werde. Denn oft genug iſt der Weg vom 
verunreinigten Boden zu einem Brunnenſchachte oder einer Trinkquelle 
nicht weit genug, um die desinficirende Eigenſchaft des Bodens für die 
in denſelben eingedrungenen verweſenden Subſtanzen hinlänglich zur 
Geltung zu bringen. 

Die erforderliche Eigenſchaft der Anlagen iſt aber auch möglich 
herzuſtellen. Das iſt Sache der Techniker. Pflicht der Geſundheits⸗ 
behörden aber iſt, Alles aufzubieten zur wirklichen Erreichung jenes 
Zweckes; und dazu iſt nöthig, daß 1. genaue bezirkspolizeiliche oder 
allgemeine polizeiliche Verordnungen über die Art der Herſtellung auf- 
geſtellt werden, 2. daß die Herſtellung jener Anlagen unter ſtrenger 
Aufſicht geſchieht, 3. daß dieſelben nicht benutzt werden dürfen, ehe ein 
wahrheitsgetreues Zeugniß eines vom Staate aufgeſtellten und beauf— 


hat, 4. daß eine genaue Aufſicht darüber geführt wird, daß die Anlagen 
in gutem Zuſtande erhalten werden. 

Beſonders erwähnen möchte ich hier, wie zweckmäßig die Anord— 
nung unſerer Verordnung iſt, wonach der Abſtand einer Dunggrube 
von einem Brunnen mindeſteus 6 M. betragen muß. Ich möchte aber 
dieſe Beſtimmung auch auf die Entfernung von der Wohnung aus» 
gedehnt wiſſen. 

Warum ein ordentlicher Abtritt von unſerer Verordnung nur für 


Ortſchaften mit mehr als 1500 Seelen verlangt wird, iſt mir unbegreif- 


lich; iſt doch der Boden in kleineren Ortſchaften ebenſo empfänglich für 
die Aufnahme verweſender Stoffe und der menſchliche Organismus überall 
derjelbe! Der Landbewohner hat den gleichen Schutz feiner Geſundheit 
zu beanſpruchen wie der Städter, und Anſtand zu bewahren, beziehungs⸗ 
weiſe einzuführen thut dort mehr noth als hier. Mit Petroleumfäſſern 
die überall billig zu haben ſind, läßt ſich auf die allerwohlfeilſte und 
leichteſte Art ein ordentlicher Abort herſtellen, der zu bequemer Abfuhr 
der Stoffe eingerichtet werden kann; freilich muß auf Sitz, Abfallrohr, 
Dunſtrohr, gute Bedachung der Tonne und waſſerdichte Herrichtung der 
Tonnenkammer geſehen werden, und die Hauptſache bleibt auch dann 
noch: fleißige Abfuhr! 
Iſt nun Alles gut hergeſtellt, dann bleibt noch die Sorge, daß 
Alles in Ordnung bleibt, und daß die Abfuhr zu rechter Zeit geſchieht. 
Als einziges Mittel zu dieſem Zwecke halte ich die periodiſche 
Anordnung und Beaufſichtigung der Abfuhr durch die Gemeindebehörden, 
beziehungsweiſe durch beſonders aufgeſtellte ſachkundige, willige, 
unparteiiſche Uebelſtandsaufſeher oder wie wir ſie ſonſt nennen wollen. 
Auf den erſten Blick ſieht das gar bureaukratiſch und umſtänd⸗ 
lich aus, in Wirklichkeit aber würde ſich die Sache ganz leicht machen. 
So gut das Ausputzen der Bäume, das Raupenvertilgen, das 


Reinigen der Gräben, das Straßenkehren auf öffentliche Anordnung zu 


gewiſſen Zeiten geſchehen muß, und manches dieſer Geſchäfte, falls der 
Pflichtige es verſäumt, von der Behörde auf deſſen Koſten beſorgt wird, 
mit demſelben Rechte und ebenſo leicht wird ſich doch wohl auch die 
für die Geſundheit der Bewohner ſo wichtige Abfuhr der Abfallſtoffe 
aus dem Bereiche der menſchlichen Wohnungen periodiſch anordnen 
laſſen? ob in dieſer Richtung allgemeine oder bezirkspolizeiliche oder 
ortspolizeiliche Verordnungen aufgeſtellt werden wollen oder ſollen, bleibt 
ſich im Ganzen gleich; im Allgemeinen jedoch gebe ich ſtets den all— 
gemeingiltigen Vorſchriften den Vorzug, um das ohnehin ſchwache Rechts— 
gefühl der Landbevölkerung vor Verwirrung zu bewahren. 

Würden, wie es in wohlgeordneten Gemeinden ſchon längſt der 
Fall iſt, die einzelnen Geſchäftszweige des Gemeinderaths je den ein— 
zelnen Mitgliedern zu beſonderer Pflege vertheilt, fo würde beifpiels- 
weiſe einem derſelben die öffentliche Reinlichkeit zufallen, und dieſem 
könnte man etwa den in England eingeführten Namen „Uebelſtandsauf⸗ 
jeher” beilegen. „Reinlichkeitswart“, „Säuberwart“ und Aehnliches 
wäre auch vielleicht paſſend. 


Seine Geſchäfte würden etwa in Folgenden beſtehen: 

1. Jede Neuanlage der in Rede ſtehenden Art hat er zu beauf- 
ſichtigen, d. h. ab und zu nachzuſehen, ob ſie bezüglich waſſerdichter 
Herſtellung des Untergrundes den Anforderungen entſpricht, und mit 
dem Bezirksbauſchätzer zweimal (einmal nach Fertigſtellung des Unter⸗ 
grundes, das zweite Mal nach Vollendung) zu prüfen, und mit dieſem 
gemeinſchaftlich das Zeugniß über deren Beſchaffenheit auszuſtellen. 

2. Jede Dungſtätte, Pfuhlgrube, Grube der Metzgereien u. ſ. f. 
und Abtrittsanlage iſt alljährlich einmal auf ihre Beſchaffenheit, ins⸗ 
beſondere bezüglich hinlänglicher Größe und waſſerdichten Grundes und 
ſolcher Wandungen zu unterſuchen und zu dieſem Zwecke zuvor voll— 
ſtändig zu entleeren und auszuwaſchen. 

Nach der Entleerung und Reinigung iſt dem Uebelſtandsaufſeher 
die Anzeige zu machen, und dieſer hat ſodann mit einem ihm zur Ver⸗ 
fügung ſtehenden Arbeiter die betreffende Uuterſuchung anzuſtellen, und 
ſofort dem Bürgermeiſter das Ergebniß mitzutheilen. 

Iſt dasſelbe befriedigend, ſo iſt von dieſem ein Schein auszuſtellen, 
daß die Anlage ſofort wieder benutzt werden darf; iſt es dagegen unbe— 


friedigend, fo iſt die Benutzung bis zur Wiederherſtellung zu unter 


ſagen. Die Wiederherſtellung hat fofort zu geſchehen und wird bei 
Weigerung des Beſitzers auf Koſten desſelben von der Behörde ange— 
ordnet. Die Berufung geht an das Bezirksamt, welches in dieſem Falle 
den Bezirksbauſchätzer beauftragt, in Gemeinſchaft mit dem Bürger- 


meiſter, oder, falls dieſer betheiligt iſt, mit deſſen Stellvertreter die Sache | 


zu unterſuchen. 

3. Jede Dungſtätte muß mindeſtens zweimal des Jahres, jede 
Pfuhlgrube mindeſtens alle drei Monate vollſtändig entleert werden, 
jede Abtrittgrube oder Tonne je nach der Größe der Familie ein- bis 
dreimal wöchentlich, die Gruben der Metzger nach Maßgabe der be— 
ſtehenden Verordnung über die Schlächtereien vom 16 Juni 1876 
und des Erlaſſes vom 15. Februar 1875 im Sommer wöchentlich, im 


Winter monatlich einmal (was trotz beſtehender Verordnung wohl nir 


gends geſchieht). Jede Tonne iſt jedesmal durch eine neue wohlgereinigte 
zu erſetzen. 

Die geſchehene Entleerung iſt dem Uebelſtandsaufſeher ſofort anzu- 
zeigen, damit demſelben die Nachſchau ermöglicht wird, wenn er gerade 
hiezu Zeit hat oder ſie für erſprießlich hält. 

4. Allgemein zu geſchehende Entleerungen der Dungſtätten und 
Pfuhlgruben werden zu beſtimmten Zeiten, ſo vor Wintersanfang, bei 
paſſendem Wetter in der Mitte des Winters, mit beginnendem Frühling 
und in der Zeit zwiſchen Heu- und Getreideernte auf ortsübliche Weiſe 
bekannt gemacht. 


5. Unter Umſtänden, z. B. weun die Witterung die Abfuhr auf 


die Felder nicht erlaubt, kann der Abtrittinhalt auch auf die Dung— 
ſtätte und in die Pfuhlgrube entleert oder in einen Hausgarten gebracht 


werden; in dieſen Fällen muß aber der Inhalt zuvor desinficirt, be⸗ 


ziehungsweiſe desodoriſirt ſein; die Dungſtätte iſt nachträglich ſogleich 
mit Gyps⸗ oder Carbolpulver zu beſtreuen und der Pfuhlgrubeninhalt 
mit eben dieſem Stoffe oder mit Eiſenvitriol zu verſetzen. 

6. Bei Abfuhr der Abfallſtoffe iſt jede Verunreinigung der Höfe 
und Straßen zu vermeiden; wer ſolche verurſacht hat, hat ſofort nach 
Beendigung des Geſchäfts die betreffenden Plätze zu ſäubern, wenn 
nöthig, mit Waſſer abzuſpülen. Aus jenem Grunde ſind zur Abfuhr 
flüſſiger Stoffe geſchloſſene Fäſſer, zur Abfuhr der feſteren Stoffe 
(Dung, Kehricht, Compoſt) Kaſtenwagen anzuwenden, wie es iu manchen 
Gegenden ſchon ziemlich allgemein üblich iſt. 

7. Mindeſtens alle drei Jahre hat mit dem Uebelſtandsaufſeher 
zugleich der Bezirksbauſchätzer und der Ortsbürgermeiſter die Anlagen, 
wie es ſich gerade ſchickt, zu unterſuchen. 

8. Außerdem ſind die Bezirksärzte und die Bezirksräthe nach 
Maßgabe der Verordnung vom 27. Juni 1874 und der Erläſſe vom 
15. Februar 1875 und vom 10. März 1876 nach wie vor verpflichtet, 
der öffentlichen Reinlichkeit ihr Augenmerk zuzuwenden. 

9. Die Berichte und Zeugniſſe der Uebelſtandsauſſeher gehen mit 
Beibericht halbjährlich an das Bezirksamt, welches dieſelben dem Bezirks⸗ 
arzte zur Kenntnißnahme und etwaigen Begutachtung mittheilt. 

Nach Maßgabe des vorhandenen Stoffes wird im Bezirksrathe 
unter Mitberathung des Bezirksarztes über das vorhandene Material 
verhandelt. Alle drei Jahre nehmen daran die Uebelſtandsaufſeher Theil. 

10. Gegen Läſſigkeit oder Parteilichkeit des Uebelſtandsaufſehers 
iſt eine Strafe feſtzuſetzen. 
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11. Um Gleichheit der Behandlung dieſes Theils der öffentlichen 
Geſundheitspflege zu gewährleiſten, wird für jeden Kreis ein Oberiibel- 
ſtandsaufſeher ernannt, welcher gegen Diäten und Gebühren innerhalb 
fünf Jahren jedesmal alle Orte ſeines Kreifes einmal zu beſuchen hat. 
Hierzu wird ein geübter Bautechniker gewählt, der zuvor eine Prüfung 
in dem einſchlagenden Theile der Verordnungen über öffentliche Geſund⸗ 
heitspflege abzulegen hat. 

Auf dieſe Weiſe könnte die Verordnung, deren Bedürfniß Niemand 
bezweifelt, der die Grundſätze der Geſundheitslehre nur einigermaßen 
begriffen hat, ausgeführt werden und den Nutzen bringen, den ſie be⸗ 
zweckt; dagegen wird die ſeither geübte Art nichts erreichen, als klein⸗ 
liche Quälereien durch Polizeidiener und Gendarmen, die Hauptſchäden 
bleiben beim Alten. 

Die Dienſtweiſung der Uebelſtandsaufſeher müßte eine genaue 
Angabe enthalten der Anforderungen, welche an die Dungſtätten, Pfuhl⸗ 
gruben, Abtritte gemacht werden müſſen (außer den allgemeinen Beſtim⸗ 
mungen über die öffentliche Reinlichkeit), alſo auch Vorſchläge über deren 
Herſtellung. 

Wir möchten in dieſer Hinſicht Folgendes als Richtſchnur vor- 
zeichnen: 

1. Für Dungſtätten. 

Der Boden iſt durch eine feftgeſchlagene 10 Zoll hohe Schicht 
Thon oder Lehm waſſerdicht zu machen, wenn der Boden nicht ſchon 
vorher feſt iſt (auf Fels ꝛc.) und darauf iſt ein gutes Pflaſter anzubringen; 
ebenſo zweckmäßig iſt eine dicke Betonſchicht. 

Die Dungſtätte iſt muldenförmig anzulegen und gegen außen mit 
gut gefugten und verkitteten Rabattſteinen zu umſaſſen, der Hof muß 
gegen den Rand der Miſtſtätte anſteigen, damit weder Jauche aus 
dieſer aus, noch Regenwaſſer in ſie einfließen kann. Eine gepflaſterte 
Rinne rings um die Miſtſtätte mit Ableitungsrinne für Regenwaſſer 
iſt ebenfalls gut. 

Sehr anzurathen iſt Ueberdachen der Stätte zur Abhaltung von 
Sonne und Regen. 

2. Für Pfuhlgruben und Abtrittgruben. 

Haupterforderniß iſt Waſſerdichte. Hierzu iſt nöthig fugendichte 
Mauerung mit dem Mauerfraße nicht unterworfenen Steinen und mit 
Theer vermiſchtem Cement nach vorherigem Ausſchlagen des Bodens 
und der Wände mit Letten oder Beton. 
| a) Die Pfuhlgrube ift fo anzubringen, daß ſowohl aus der Mift- 
ſtätte als aus den Ställen die Jauche in derſelben fich auſammelt, 
und ſo zu umfaſſen, daß weder Jauche aus ihr aus, noch Regenwaſſer 
einfließen kann. 

b) Das Gleiche gilt von der Abtrittgrube. Von dieſer iſt noch 
zu fordern, daß ſie mindeſtens einen Meter von der Grundmauer des 
Gebäudes getrennt ſei. 

3. Für Abtritte. 

Falls Tonnen verwendet werden, iſt eine waſſerdichte Tonnen⸗ 
kammer, geſchützt gegen das Einlaufen von Regenwaſſer zu fordern, 
neben den ſchon früher erwähnten Eigenſchaften: Sitz, Verſchlag, Abfall⸗ 
rohr bis unter das Niveau der Flüſſigkeit, Dunſtrohr, gute Deckung 
der Gruben oder Tonnen. 


| Mittheilungen aus der Praxis. 

Ueber Erſatzanſprüche, welche die Gemeinde wegen des Aufwandes 
von Armenverpflegskoſten wider den Verpflegten ſelbſt erhebt, 
iſt im politiſchen Wege zu entſcheiden ($ 39 des Heimatsgeſetzes 

vom 3. December 1863, R. G. Bl. Nr. 105). 

| Die Stadtgemeinde D. in Böhmen hat dem Gemeindeangehörigen 
Franz H. in den Jahren 1860 bis 1877 aus dem Titel der Armen⸗ 
verſorgung Unterſtützungsbeträge und Naturalleiſtungen, beſtehend in 
Wohnung, Beheizung, Bedienung, Wäſche, Quartiergeld, im Geſammt⸗ 
betrage von 383 fl. 32 kr. aus den Gemeinderenten und eine Armen⸗ 
portion von täglichen 7 kr. im Geſammtbetrage von 455 fl. 98 kr. aus 
dem Der Armenfonde verabfolgt. 

Als Franz H. im Jahre 1878 bei dem k. k. Kreisgerichte in P. 
in ſtrafgerichtliche Unterſuchung gekommen war, wurden bei deſſen Ver⸗ 
haftung 3 Einlagsbücheln der P.'er Sparcaſſe, lautend auf 434 fl. 4½ kr., 
reſp. 229 fl. 90 kr., 1397 fl. 6 kr. und 434 fl. 9 kr., in feinem Beſitze 


gefunden und dem Deer Gemeindevorſtande, reſp. dem Advocaten Dr. J. 
in P. als Vertreter der D.’er Gemeinde in Verwahrung übergeben. 

Wegen dieſes zum Vorſchein gekommenen Vermögens, welches nach 
Angabe des Deer Gemeindevorſtandes nebſt außerbücherlichen Forde⸗ 
rungen des Franz H. die Höhe von circa 4000 fl. erreichte, hat die 
genannte Stadtgemeinde unterm 28. November 1878 bei der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft M. die Bitte geſtellt, daß Franz H. mittelſt Erkennt⸗ 
niſſes zum Rückerſatze der obigen beiden Beträge an die D.’er Gemeinde⸗ 
renten und an den Deer Armenfond verhalten werden möge. 

Die Bezirkshauptmannſchaft erachtete ſich zur Entſcheidung über 
den von der Gemeinde D. gegen Franz H. geſtellten Erſatzanſpruch im 
Grunde des § 39 des Geſetzes vom 3. December 1863, R. G. Bl. 
Nr. 105, betreffend die Regelung der Heimatsverhältniſſe und des 
§ 15 des für Böhmen erlaſſenen Geſetzes über die Armenpflege vom 
3. December 1868, L. G. Bl. Nr. 59, für competent, und hat mit 
dem Erkenntniſſe vom 15. März 1879, 3. 988, den Franz H. in 
Gemäßheit des $ 15 des ebenerwähnten Geſetzes zum Erſatze der dem⸗ 
ſelben aus dem Titel der Armenverſorgung verabfolgten Unterſtützungen 
und Naturalleiſtungen im Betrage per 383 fl. 32 kr. an die Der 
Stadtgemeinde und zum Erſatze der demſelben verabreichten Armen— 
portion im Geſammtbetrage von 455 fl. 98 kr. an den De'er Armen- 
fond als verpflichtet erkannt. 

Gegen dieſes Erkenntniß hat Franz H. den Statthaltereirecurs 
eingebracht. 

Durch die Ausführungen desſelben erlangte die Statthalterei 
Kenntniß von dem der Bezirkshauptmannſchaft bis dahin unbekannt 
gebliebenen Umſtande, daß die Stadtgemeinde D. bereits im Monat 
Juli 1878, wie aus den Recursbeilagen zu erſehen war, bei dem 
Bezirksgerichte S. den Franz H. auf Erſatz der demſelben in den Jahren 
1860 bis 1877 verabfolgten Unterſtützungsbeträge, Naturalleiſtungen 
und Armenportionen mittelſt abgeſonderter, den in jedem einzelnen 
Jahre gemachten Aufwand betreffenden Bagatellklagen und zwar sub 
Nr. E 5342 bis 5356 zu Handen des Armenfondes und sub Nr. E. 
5251 bis 5264 zu Handen der Gemeinderenten geklagt, daß ferner 
das Bezirksgericht mit dem über die Klage Nr. E 5342 auf Erſatz 
der für das Jahr 1860 gewährten Armenportion im Betrage von 
25 fl. 62 kr. gefällten Urtheile vom 27. Juli 1878 Nr. E 5628 
ſeine Competenz zur Entſcheidung in dieſer Erſatzangelegenheit aus⸗ 
geſprochen, und daß das k. k. böhm. Oberlandesgericht mit der Ent— 
ſcheidung vom 13. Auguſt 1878, Z. 23.135, die gegen das erſtrichterliche 
Urtheil von dem Vertreter des Franz H. erhobene Nichtigkeitsbefchwerde 
im Punkte der Competenz verworfen, dagegen rückſichtlich der Einwen⸗ 
dung des unzuläſſigen Verfahrens derſelben ſtattgegeben und das ordent— 
liche Verfahren angeordnet hat. 

Die Statthalterei hat hierauf mittelſt ihrer Note vom 21. Juli 
1879, 8. 39.714, das Oberlandesgericht um Eröffnung feiner Wohl— 
meinung in der obſchwebenden Competenzfrage erſucht und gleichzeitig 
in Uebereinſtimmung mit der Bezirkshauptmannſchaft M. die Competenz 
für die politiſchen Behörden in Anſpruch genommen. 

In der bezüglichen Antwortsnote vom 9. September 1879, 
8. 26.613, eröffnete jedoch das Oberlandesgericht der Statthalterei, 
daß es die gewünſchte Wohlmeinung nicht abgeben könne, da es bereits 
in der bei dem Bezirksgerichte S. anhängig gewordenen Rechtsſache 
der Gemeinde D. gegen Franz H. wegen Erſatzes des Betrages von 
25 fl. 62 kr. für die demſelben im Jahre 1860 aus dem D.’er Armen- 
fonde verabfolgte Armenportion geſprochen habe und dieſer Streit⸗ 
gegenſtand eben einen Theil des in Rede ſtehenden Anſpruches der 
Gemeinde D. wider Franz H. bilde. 

Die Statthalterei berichtete über den vorſtehenden Sachverhalt an 
das k. k. Miniſterium des Innern und ſtellte die Bitte, den obwalten— 


den bejahenden Competenzconfliet durch Erwirkung einer Entſcheidung 


des k. k. Reichsgerichtes zu beſeitigen. 

Durch die vom k. k. Miniſterium des Innern veranlaßte Erhebung 
wurde noch conſtatirt, daß das Bezirksgericht S. in der Hauptſache des 
bei demſelben anhängigen Rechtsſtreites noch nicht entſchieden hat, da 
die eingeleitete Summarverhandlung nach am 17. September 1878 
erſtatteter Einrede in su-penso belaſſen wurde und über Anſuchen 
der Partei auf den 10. Mai 1880 eine neuerliche Tagfahrt angeordnet 
worden iſt. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hielt den Standpunkt, welchen 
die politiſchen Unterbehörden bei Beurtheilung der Competenzfrage im 
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vorliegenden Falle einnehmen, für geſetzlich vollkommen begründet. Denn 
nach $ 39 des Heimatsgeſetzes vom 3. December 1863, R. G. Bl. 
Nr. 105, iſt über Erſatzanſprüche, welche Gemeinden wegen des Auf⸗ 
wandes von Verpflegskoſten wider die nicht nach dem Civilrechte, ſondern 
nach anderen Geſetzen verpflichteten Perſonen erheben, im politiſchen 
Wege zu entſcheiden. Der S 15 des für Böhmen erlaſſenen Armen⸗ 
geſetzes vom 3. December 1868, L. G. Bl. Nr. 59, normirt, daß, 
wenn es ſich herausſtellt, daß Jemand zur Zeit, als er in Armenver⸗ 
ſorgung der Gemeinde ſtand, bereits ein Vermögen beſaß oder wenn 
derſelbe ſpäter zu einem ſolchen Vermögen gelangt, daß er in der Lage 
iſt, ohne Beeinträchtigung ſeines und ſeiner Familie Nahrungsſtandes 
oder Erwerbes die verwendeten Koſten zu erſetzen, der Gemeinde das 
Recht auf den Erſatz dieſer Koſten zuſteht. Die Verpflichtung des Franz H. 
zum Rückerſatze der demſelben von der Gemeinde D. aus den Gemeinde⸗ 
renten und aus dem Armenfonde gewährten Armenunterſtützungsbeträge 
Naturalleiſtungen und Armenportionen gründet ſich auf den $ 15 des 
böhmiſchen Armengeſetzes, ſomit nicht auf das Civilrecht. Es kann dem- 
nach mit Rückſicht auf den § 39 des Heimatsgeſetzes keinem Zweifel 
unterliegen, daß über den diesfälligen Erſatzanſpruch im politiſchen Wege 
zu entſcheiden iſt. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat nun auf Grund des $ 48, 
Alin. 2 der mit dem kaiſ. Patente vom 20. November 1852 erlaſſenen 
Civiljurisdictionsnorm die den Gegenſtand betreffenden Acten dem k. k. 
oberſten Gerichtshofe mit dem Erſuchen übermittelt, die Competenz der 
politiſchen Behörde in dem vorliegenden Falle anzuerkennen und das 
Urtheil des k. k. Bezirksgerichtes S. vom 27. Juli 1878, Nr. E 5628, 
ſowie die Entſcheidung des k. k. Oberlandesgerichtes vom 13. Auguſt 
1878, 8. 23.135, als ungiltig aufzuheben. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat auch mittelſt Entſcheidung vom 
30. December 1879, 8. 13.730, über den von dem k. k Mini⸗ 
ſterium des Innern geſtellten Antrag in Gemäßheit der Beſtimmung 
des § 48 des Geſetzes vom 20. November 1852, R. G. Bl. 
Nr. 251, die obergerichtliche Erledigung vom 13. Auguſt 1878, 
3. 23.135, wodurch die Competenz des k. k. Bezirksgerichtes zu S. 
zur Verhandlung und Entſcheidung über die von der Stadtgemeinde D. 
gegen Franz H., geweſenen Armenpfründner wegen Leiſtung eines Er- 
ſatzes von 25 fl. 62 kr. sub praes. 19. Juli 1878, 3. 5342, über⸗ 
reichte Klage anerkannt und dem k. k. Bezirksgerichte zu S. die Ein— 
leitung des geſetzlichen Verfahrens über dieſe Klage aufgetragen wird, 
ſowie das von dem k. k. Bezirksgerichte zu S. in Folge dieſes ober- 
gerichtlichen Auftrages eingeleitete Verfahren, ferner die von dem 
k. k. Bezirksgerichte zu S. über einen gleichen Gegenſtand betreffenden 
Bagatellklagen am 16. Juli 1878 sub Nr. 5251 bis 5264 und am 
19. Juli 1878 sub Nr. 5343 bis 5356 erlaſſenen Beſcheide als 
ungiltig aufzuheben und dem k. k. Bezirksgerichte zu verordnen befunden, 
die ſämmtlichen Klagen Z. 5251 bis 5264 und 5342 bis 5356 der 
klagenden Stadtgemeinde D., beziehungsweiſe dem durch ſie vertretenen 
Der Armenfonde als nicht vor den Civilrichter, ſondern zur Competenz 
der politiſchen Behörden gehörig zurückzuſtellen; weil nach § 36 des 
Heimatsgeſetzes vom 3. December 1863, R. G. Bl. Nr. 105, die Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung in Angelegenheiten, welche das Heimatsrecht 
betreffen, die in dieſem Geſetze bezeichneten Fälle ausgenommen, zur 
Competenz der politiſchen Behörde gehört, zu den Angelegenheiten, welche 
das Heimatsrecht betreffen, nach dem vierten Abſchnitte dieſes Geſetzes 
auch die der Gemeinde obliegende Armenverſorgung gehört und keiner 
der von der Competenz der politiſchen Behörden ausgenommenen, in den 
ss 37 und 38 angeführten Fälle hier eintritt, weil ferner, wenn es 
ſich herausſtellt, daß Jemand zur Zeit, als er in Armenverſorgung der 
Gemeinde geſtanden, bereits ein Vermögen beſaß oder wenn derſelbe 
ſpäter zu einem ſolchen Vermögen gelangt, daß er in der Lage iſt, ohne 
Beeinträchtigung feines und ſeiner Familie Nahrungsſtandes oder Er- 
werbes die verwendeten Koſten zu erſetzen, der Gemeinde das Recht 
auf den Erſatz dieſer Koſten nach S 15 des für Böhmen über die 
Armenpflege erlaſſenen Geſetzes vom 3. December 1868, L. G. Bl. 
Nr. 59, zufteht, nach § 39 des Heimatsgeſetzes aber über Erſatzanſprüche, 
welche Gemeinden wegen des Aufwandes von Verpflegskoſten wider die 
nicht nach dem Civilrechte, ſondern nach anderen Geſetzen (hier nach 
§ 15 des Geſetzes vom 3. December 1868) verpflichteten Perſonen 
oder wider Gemeinden erheben, im politiſchen Wege zu entſcheiden ſind, 
weil endlich nach § 44 des Heimatsgeſetzes darüber, ob einem Armen 
ein Anſpruch gegen die Gemeinde auf Verſorgung zuſtehe, nicht im 


Rechtswege zu enticheiden iſt, dem Civilrichter daher auch die Entſchei⸗ 

dung darüber nicht zuſtehen kann, ob eine ſolche Verſorgung ungebühr⸗ 

lich geleiſtet wurde und deshalb die Rückerſtattung gefordert werden kann. 
Ger.⸗H. 


Geſetze und Verordnungen. 


1880. II. Quartal. 
Reichsgeſetzblatt für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder. 
XXV. Stück. Ausgeg. am 16. Juni. 
64. Handelsconvention zwiſchen Oeſterreich-Ungarn und dem Deutſchen 
Reiche vom 11. April 1880. 
65. Geſetz vom 5. Juni 1880, womit die Regierung ermächtigt wird, 


den Veredlungsverkehr mit dem deutſchen Zollgebiete bis längſtens 30. Juni 


1881 im Verordnungswege zu regeln. 
66. Verordnung des Geſammtminiſteriums vom 11. Juni 1880, womit 
auf Grund des Geſetzes vom 5. Juni 1880 (R. G. Bl. Nr. 65) und im Ein⸗ 


verſtändniſſe mit der Regierung der Länder der ungariſchen Krone der Ver⸗ 


edlungsverkehr mit dem deutſchen Zollgebiete bis einſchließlich 30. Juni 1881 
geregelt wird. 
67. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 7. Juni 1880, betreffend 


die Aufſtellung von zwei Expoſtturen des königl. Hauptzollamtes zu Brood und 


zwar am Bahnhofe zu Buſud und bei der Dampfſchiffſtation zu Siekovac. 
XXVI. Stück. Ausgeg. am 19. Juni. 

68. Geſetz vom 8. Juni 1880, womit die Beſtimmungen des Anhanges 
der Reichsraths⸗Wahlordnung in Betreff der Wahlbezirke in Galizien, d) Land⸗ 
gemeinden, 38. 24 und 25, abgeändert werden. 

69. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 8. Juni 1880, 
betreffend die Ausfertigung der Zeugniſſe für die bei einer der theoretiſchen 
Staatsprüfungen mit Stimmeneinhelligkeit approbirten Candidaten. 

70. Geſetz vom 13. Juni 1880, betreffend die Militärtaxe, den Militär⸗ 


tarfond und die Unterſtützung der hilfsbedürftigen Familien von Mobiliſirten. 


XXVII. Stück. Ausgeg. am 22. Juni. 

71. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 7. Juni 1880, betreffend 
die Glockenſignalvorrichtung des Dolainski'ſchen Spiritusmeßapparates. 

72. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 16. Juni 1880, betreffend 
die Umgeſtaltung des königl. ungariſchen Nebenzollamtes I. Claſſe zu Kubin in 
ein Nebenzollamt II. Claſſe und die Befugniſſe desſelben. 

73. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 16. Juni 1880, betreffend 
die Zuweiſung der Gemeinden Janowice und Wröblowice zu dem Sprengel des 
ſtädtiſch⸗delegirten Bezirksgerichtes Tarnöw in Galizien. 

74. Geſetz vom 18. Juni 1880, wegen theilweiſer Abänderung der 
Beſtimmungen über die Rübenzuckerbeſteuerung. 

XXVIII. Stück. Ausgeg. am 26. Juni. 

75. Geſetz vom 7. Juni 1880, betreffend die Gewährung eines Darlehens 
aus Staatsmitteln an die Beſitzer der durch den Waſſereinbruch vom Februar 
1879 inundirten Dux⸗Oſſegger Kohlenwerke: Döllinger, 
Giſela und Victorin. 


76. Geſetz vom 11. Juni 1880, betreffend die Einräumung finanzieller 


Begünſtigungen für die Anlehen der Etſch-Regulirungsgenoſſenſchaften. 

77. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 20. Juni 1880, betreffend 
die Ermächtigung des königl. ungariſchen Nebenzollamtes I. Claſſe zu Tölgyes 
zur Austrittsbehandlung von Bier. 


Landes⸗Geſetz- und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum 
Oeſterreich unter der Enns. 
VII. Stück. Ausgeg. am 3. April. 
7. Kundmachung der k. k. niederöſterreichiſchen Statthalterei vom 23. März 
1880, 3. 10.295, womit zur thunlichſten Verhütung der Verſchleppung der 
Reblaus (Phylloxera vastatrix) die Ausfuhr von Weinreben und anderen Gegen⸗ 
ſtänden, die als Träger des obigen Inſectes bekannt ſind, theils gänzlich ver⸗ 
boten, theils an Beſchränkungen geknüpft wird. 
VIII. Stück. Ausgeg. am 15. April. 
8. Kundmachung des Leiters der k. k. Statthalterei im Erzherzogthume 
Oeſterreich unter der Enns vom 24. März 1880, 3. 6273, betreffend die 
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Fortſchritt, Nelſon, 


Gebühren, welche die iſraelitiſchen Cultusgemeinden in Mähren für die Vor⸗ 
nahme der Verkündigung der Ehe und der Trauung, dann für die, dem Rabbiner 
| oder Religionslehrer bei Scheidungen von Tiſch und Bett und bei Ehetrennungen 
obliegenden Functionen von den außerhalb ihres Verbandes lebenden, ihnen 
jedoch in Eheangelegenheiten zugewieſenen Iſraeliten einzuheben berechtigt find. 
IX. Stück. Ausgeg. am 28. Juni. 
| 9. Kundmachung des k. k. Statthalters von Niederöfterreich vom 3. Juni 
1880, 8. 13.879, betreffend die Beſtellung eines Dampfkeſſelprüfungs⸗Commiſſärs 
und deſſen Stellvertreters für die politiſchen Amtsbezirke Oberhollabrunn, 
Miſtelbach, Großenzersdorf und Korneuburg mit Ausnahme der im Wiener 
Polizeirayon liegenden Orte. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum Oeſterreich 
ob der Enns. 
IV. Stück. Ausgeg. am 17. April. 
6. Kundmachung des k. k. Statthalters für Oberöſterreich vom 6. April 
1880, 8. 2639, betreffend die Regelung des Verhältniſſes der einjährig frei⸗ 
willigen Veterinäre nach jenen der Pharmaceuten. 


Geſetze und Verordnungen für das Herzogthum Salzburg. 


| Landesgefetz- und Verordnungsblatt für das Herzogthum Steier- 
mark. 

| V. Stück. Ausgeg. am 10. Mai. 

7. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 18. April 
1880, betreffend die Zufahrtsgebühren für die Fahrten von und zu den Bahn⸗ 
höfen der Mürzzuſchlag⸗Neuberger Bahn. 


Landesgeſetz- und Verordnungsblatt für das Herzogthum Karnten. 
| V. Stück. Ausgeg. am 3. April. 

| 6. Kundmachung des k. k. Statthalters in Kärnten vom 2. April 1880, 
3. 2283, betreffend die vorläufige Siſtirung der Vornahme der regelmäßigen 
Stellung in den Stellungsbezirken Frieſach und Gurk. 

VI. Stück. Ausgeg. am 6. April. 

7. Kundmachung der k. k. Poſtdirection Graz vom 29. März 1880, 
womit das Poſtrittgeld für den Sommerſemeſter 1880, d. i. für die Zeit vom 
1. April bis Ende September 1880, bekanntgemacht wird. 

VII. Stück. Ausgeg. am 13. April. 

| 8. Kundmachung des k. k. Statthalters in Kärnten vom 10. April 1880, 
3. 2485, betreffend die vorläufige Siſtirung der regelmäßigen Stellung im 
Stellungsbezirke Bleiburg. 

| VIII. Stück. Ausgeg. am 4. Juni. 

9. Kundmachung der k. k. Finanzdirection in Klagenfurt vom 25. Mai 
1880, 3. 182 praes., betreffend den geſetzlichen Werth der Silberzwanziger 
älteren Gepräges. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem zur proviſoriſchen Leitung des Honorar⸗ 
Generaleonſulates in St. Petersburg berufenen Kanzleiſecretär bei der k. und k. 
e in gedachter Stadt Ernſt Pitner den Titel eines Conſuls ad personam 
verliehen. 

; Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Ingenicur Edmund Gföllner zum Oberingenieur, dann die Bauadjuncten 
Julius Ullmann und Wilhelm Grimus Ritter von Grimburg zu Inge⸗ 
nieuren für den Staatsbaudienſt in Oberöſterreich ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat die erledigte Stelle eines 
Amanuenſis an der Univerſitätsbibliothek in Czernowitz dem Fran; Wach 
verliehen. \ - 

Der Finanzminifter hat den Adjuncten bei der Tabak-Hauptfabrif in 
Sacco Anton Swoboda zum Secretär für eine Tabak⸗Hauptfabrik ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzſeeretär Joſef Gofetti zum Finanz⸗ 
rathe der dalmatiniſchen Finanz⸗Landesdirection ernannt. 


Erledigungen. 

Zwei Steueramtsadjunctenſtellen in Niederöſterreich in der eilften Rangs⸗ 
claſſe gegen Eaution, bis 15. October. (Amtsbl. Nr. 214.) 

Bezirkshauptmannsſtelle im Herzogthume Kärnten in der ſiebenten Rangs⸗ 
claſſe, bis 5. October. (Amtsbl. Nr. 214.) 

Bezirksſecretärsſtelle bei der k. k. Bezirkshauptmannſchaft in Baden, even⸗ 
tuell bei einer anderen Bezirkshauptmannſchaft in Niederöſterreich mit der zehnten 
Rangsclaſſe, bis 28. October. Amtsbl. Nr. 215.) 

Armenarztesſtelle bei dem zweiten Gemeindebezirke Leopoldſtadt in Wien 
gegen Remuneration von 300 fl. ö. W., bis 10. October. (Amtsbl. Nr. 217.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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